
sind solche offiziellen Resolutionen in der Regel sehr allgemein 
gehalten. 
Dieses Problem der mangelnden Konkretion soll an einem hier 
relevanten Beispiel vertieft und illustriert werden: Um die Indu­
strialisierung Afrikas zu fördern, worin die Staatschefs der OAU 
mehrheitlich, i m Unterschied zur Weltbank, die Lösung der Wirt­
schaftsprobleme Afrikas »und eine Bedingung für die Erhaltung 
des Weltfriedens« (Ziff.55 des Lagos-Plans) sehen, e rk lä r t en die 
Staatschefs das Jahrzehnt 1980—1990 zur >Dekade für die indu­
strielle Entwicklung Afrikas< — welche Proklamation von der 
UN-Generalversammlung in ihrer Resolution 35/66 B vom 5. De­
zember 1980 (Text: VN 3/1981 S.104) ü b e r n o m m e n wurde. In die­
sem Zeitraum soll der Antei l Afrikas an der Weltindustriepro­
duktion — in Übere ins t immung mi t den Zielen der zweiten UNI­
DO-Generalkonferenz in Lima — von gegenwär t ig unter 1 v H auf 
1,4 v H gesteigert werden, um im Jahr 2000 als langfristiges Ziel 
die Traummarke von 2vH erreichen zu können . Obwohl dieser 
Ansatz i m Prinzip diskutabel ist (weil Afrikas Rohstoff-Ökono­
mien diversifiziert werden müssen) und das Anliegen, »Afrikas 
gegenwärt ige Über-Abhängigkeit von der Technologie der ent­
wickelten Staaten zu reduzieren« (Ziff.65 des Lagos-Plans), 
ebenso verständl ich wie wünschenswer t ist, so muß man doch 
bemängeln , daß es bei einer solchen pauschalen Absichtserklä­
rung bleibt. Wen soll ein 150-seitiger >Aktionsplan< beeinflussen 
oder auch nur beeindrucken, der nicht einmal anzeigt, in wel­
chen Ländern oder regionalen Wirtschaftszonen industrielle 
Gravitationszentren entstehen sollen, in welchen Sektoren Indu­
strien mit staatlicher Hilfe gefördert werden sollen und welche 
Nachfrage oder Bedürfnisse damit befriedigt werden könnten 
(von konkreten Angaben über Investitionsbedingungen für aus­
ländisches Kapital ganz zu schweigen)? Der gleiche Vorwurf 
erstreckt sich auf alle angekündigten M a ß n a h m e n i m Bereich 
der Landwirtschaft oder der Technologieförderung: Roß und Rei­
ter werden nirgends genannt. 

Ein allgemeines Defizit anderer Art , das sich aus dem Dilemma 
der großen Zahl und der politischen Heterogeni tä t der afrikani­
schen Staaten ergibt, besteht darin, daß bei der Wahl und Aus­
wahl der Mit tel Unklarheit besteht. Angesichts knapper Res­
sourcen müßten Zielkonflikte über den pr ior i tären Einsatz sol­
cher Mit te l artikuliert werden, um dann in einem zweiten Schritt 
entwicklungspolitische Entscheidungen bezüglich der Auswahl 
treffen und begründen zu können. A n zwei zentralen Aussagen 
des Lagos-Plans soll dies illustriert werden. 
In Wiederholung der Zielsetzung des AFPLAN, des >Regionalen 
Ernährungsp lans für Afrika<, der 1978 in Aruscha von den Land­
wirtschaftsministern angenommen worden war, sollen zwischen 
1980 und 1985 mindestens 21,4 Mrd US-Dollar zu Preisen von 
1979 investiert werden (Ziff.42); aber nirgends findet sich ein 
Hinweis darauf, wie diese Investitionsmittel aufgebracht und 
verteilt werden sollen, etwa um dem dramatischen Rückgang der 
Agrarproduktion in Ländern wie Tansania und Ghana entgegen­
zuwirken. Bei dem politisch sensiblen Komplex der angemesse­
nen Preise für die landwirtschaftlichen Produkte von Klein- und 
Mittelbauern vermeidet der Lagos-Plan eine klare Stellungnah­
me, obwohl es sich hier um einen klassischen Zielkonflikt zwi­
schen hohen agrarischen Einkommen und möglichst niedrigen 
Ausgaben für Grundnahrungsmittel in den S täd ten handelt, der 
nur durch eine politische Entscheidung gelöst werden könnte . 
Zum Thema Einkommens- und Preispolitik in der Landwirt­
schaft empfiehlt der Lagos-Plan allen Mitgliedern eine 
»kohärente Politik, die sicherstellt, daß Preise von Farm-Inputs und von 
Farmprodukten einen lohnenden Anreiz zur Steigerung der Nahrungsmit­
telproduktion, besonders bei Kleinbauern, bewirken, während gleichzeitig 
die Interessen der armen Koncumenten gesichert sein müssen« (Ziff.33). 
Während der Berg-Report eindeutig der bäuer l ichen Produktion 
oberste Priori tät beimißt — eines der Hauptkritikpunkte der 
afrikanischen Politiker an der Weltbank —, behilft sich das 
OAU- und ECA-Dokument mit e :nem nichtssagenden Sowohl-
als-auch. 
Schließlich ist noch auf die dritte Besonderheit des Lagos-Plans 
hinzuweisen: die klare Nennung politischer Adressaten für in-

DIE PERSÖNLICHE MEINUNG 

Wende auch in der Nord-Süd-Politik? 
Was immer der Grund war für den Koalitionswechsel in Bonn zu 
Beginn dieses Monats — die Nord-Süd-Politik der Bundesrepu­
blik Deutschland spielte dabei die geringste Rolle. 
Dies könnte man vorschnell als gutes Zeichen für Kontinuität 
oder gar grundlegenden Konsens der Bundestagsparteien in Sa­
chen Nord-Süd und Entwicklungspolitik werten. Tatsächlich aber 
signalisiert die Abwesenheit des Nord-Süd-Problems bei diesem 
anspruchsvoll >Wende< genannten Wechsel eher eine Überein­
stimmung des mangelnden Interesses. Die Bewältigung, zumin­
dest Entschärfung des ökonomischen und sozialen Nord-Süd-
Gefälles, diese immer wieder beschworene »entscheidende Auf­
gabe am Ende des Jahrhunderts«, rangiert unter >ferner liefen<, 
wenn es um innenpolitische Machtverteilung geht — wie es sich 
dann ja auch bei der Besetzung des Amtes des Entwicklungsmi­
nisters zeigte. 
Offen ist auch nach der Regierungserklärung des neuen Bundes­
kanzlers noch, ob eine durch >ausgewogene<, also nichtssa­
gende Formeln abgedeckte und widerwillig ertragene Defensiv­
politik durch eine offensive Gesamtstrategie ersetzt wird, die 
nicht nur auf Vorstöße der Dritten Welt reagiert und sich hinter 
den NATO-Verbündeten oder der EG versteckt, sondern glaub­
haft macht, daß konsensfähige Vorstellungen für die Rahmenbe­
dingungen einer sozial verfaßten und an menschenrechtlichen 
Zielsetzungen orientierten Weltmarktwirtschaft vorhanden sind 
— und auch der Mut, sie zu verwirklichen. 
Profilierte Initiativen der Bundesregierung in den vielfältig aufge­
fächerten internationalen Dauerverhandlungen erfordern eben­
falls Mut — den Mut zu einer Orientierung an unseren langfristi­
gen Interessen, was nicht ohne Konflikt mit denen abgeht, die 
nur aktuelle, wenn auch sicherlich nicht zu unterschätzende 
Nöte im Auge haben. Eine überindustrialisierte, daher extrem 
exportabhängige, zugleich auch rohstoffabhängige Gesellschaft 
wie die unsere, der es trotz ihrer Schwierigkeiten am Weltdurch­
schnitt gemessen noch sehr gut geht, steht immer wieder vor 
der Entscheidung, entweder die derzeitigen Vorteile ihres tech­
nologischen und ökonomischen Vorsprungs auf Biegen oder 
Brechen zu verteidigen oder die Glaubwürdigkeit einer Politik zu 
begründen, die auf erträgliche Rahmenbedingungen für alle ge­
richtet ist — auch unter Verzicht auf kurzfristige Vorteile. 
Eine konservativ eingefärbte Regierung kann es sich eher lei­
sten, im EG-Verbund und auch gegenüber der Regierung Reagan 
die auf Reform und sozialen Ausgleich gerichteten Kräfte in der 
Dritten Welt zu stärken und nach längerfristig tragfähigen Ergeb­
nissen des Nord-Süd-Dialogs — durch eine aufgeschlossene 
Haltung in Fragen des Gemeinsamen Fonds und des Seerechts, 
durch eine aktive Mitwirkung in globalen Verhandlungen — zu 
suchen. Ähnliches gilt auch für neue, mutigere Vorstöße in Sa­
chen Namibia und Südafrika, gilt auch für ein Mehr an Unbefan­
genheit gegenüber den Blockfreien und denen, die um ihre Frei­
heit kämpfen. Hier hätte eine konservative Koalition innenpoliti­
sche Vorteile. Die neue Opposition könnte Initiativen, die über 
die ruhige Gangart in den letzten Jahren der Regierung Schmidt 
hinausgehen, schlecht widersprechen. 
Der alte und neue Bundesaußenminister, der der Westpolitik 
Adenauers und der Ostpolitik Brandts die neue Dimension der 
Nord-Süd-Politik hinzugefügt hat, wird daran gemessen werden, 
ob er seinen neuen Partnern die Versuchung zu ethno- oder 
eurozentrischen Situationsbewertungen verleiden, ob er ihnen 
verdeutlichen kann, daß die Zusammenarbeit mit Staaten wie 
Mosambik nicht »Belohnung marxistischer Regime« ist, sondern 
werbender Einsatz der uns verfügbaren politischen Mittel zu 
unserem und aller Nutzen. 
Die Nord-Süd-Politik ist eine große Lernveranstaltung für Regie­
rungen und Völker, die zu einem globalen Interessenausgleich 
führen sollte. Für die ungeliebten Folgen der dabei auszuhan­
delnden Kompromisse Zustimmung in der Bevölkerung zu finden, 
wird auch eine Aufgabe der neuen Regierung sein. Utopisches 
Ansinnen an eine Koalition, die ja dem Bürger und Investor 
gerade mehr Sicherheit, auch emotionale Sicherheit, durch Beto­
nung und Festigung gewohnter, überkommener, vertrauter Ord­
nungen und Denkmuster anbieten will? Vielleicht, aber jeder 
Neubeginn hat Anspruch auf eine faire Chance auch unserer 
Erwartungen. Winfried Boll O 
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